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Militarisierte 
Bevölkerungspolitik
zum Umgang der EU mit 
Flüchtlingen
Christoph Marischka

Nach dem Ende der Blockkonfron-
tation sind in verschiedenen Re-

gionen der Erde transnationale Bürger-
kriege und Konfl ikte niederer Intensität 
ausgebrochen. Die überfl üssig gewor-
denen Kleinwaffen der Verteidigungsar-
meen entlang des »Eisernen Vorhangs« 
sind auf vielfältigen Wegen an private 
Gewaltunternehmer verkauft worden, 
Regime, die zuvor mit gewaltiger fi nan-
zieller und militärischer Unterstützung 
aufrechterhalten wurden, um sie nicht 
dem anderen Block anheim fallen zu 
lassen, sind in sich zusammengebro-
chen. Neue und alte Großmächte ver-
suchen, bei der Neuaufteilung der Welt 
Gebiete, Rohstoffquellen und Trans-
portwege unter ihre Kontrolle zu be-
kommen, und militarisieren weitere Re-
gionen, in denen sich eine globalisierte 
Kriegsökonomie breit machen kann. 
Die so entstandenen »Neuen Kriege« 
sind wesentlich durch Gewalt gegen Zi-
vilisten und eine Ununterscheidbarkeit 
zwischen Zivilisten und Kombattanten 
geprägt. Da der Kriegszustand Grund-
lage der Ausbeutung von Menschen 
und Ressourcen geworden ist, sind die 
privaten Gewaltunternehmer an dessen 
Verlängerung interessiert. Ihre Strategie 
besteht dementsprechend nicht darin, 
eine Entscheidungsschlacht herbeizu-
führen oder den Gegner endgültig zu 
schlagen, sondern in der ethnischen 

Mobilmachung durch Massaker 
und der Rekrutierung neuer Söld-
ner durch die Zerstörung ziviler 
Lebensgrundlagen. Wer in diesen 
militarisierten Gebieten seiner Le-
bensgrundlage beraubt wurde, aber 
nicht zur Waffe greifen, sich nicht 
einer Miliz anschließen und fortan 
von Plünderungen leben will, dem 
bleibt oft nur die Flucht.

Von den geschätzten 200 Mio. 
MigrantInnen weltweit1 werden 
vom US Committee for Refugees 
and Immigrants rund 11,5 Mio. 
im Jahr 2005 als Flüchtlinge und 
Asylsuchende deklariert. Hinzu 
kommen noch etwa 21,3 Mio. In-
ternally Displaced Persons (IDPs), 
also Menschen, die innerhalb ihres 
Herkunftsstaates auf der Flucht 
sind.2 Von ihnen leben über zehn 
Mio. in Lagern, 7,7 Mio. für mehr 
als fünf Jahre. Alleine aus der De-
mokratischen Republik Kongo, 
dem Sudan und den angrenzenden 
Ländern leben heute mindestens 
2 Mio. Menschen in Lagern. 1,9 
Mio. Afghanen leben gegenwärtig 
in Iran und Pakistan in Lagern.

Lager in und am Rande von 
Kriegs- und Krisenzonen sind in 
mehrfacher Hinsicht zu Kristallisa-
tionspunkten des aktuellen Kriegs-
geschehens geworden. Sie bilden 
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eine Zufl ucht für die Leidtragenden und Verweigerer 
der Konfl ikte und in ihnen konzentriert sich das Elend 
des Krieges und wird für die internationalen Journa-
listen und Organisationen sichtbar. Doch auch die 
Milizen sind dort aktiv. Meist als Zivilisten getarnt, 
nutzen sie Lager als Rückzugsraum und Rekrutie-
rungsbasis, häufi g kontrollieren sie die Zugänge und 
können »Zölle« auf Lieferungen erheben. Bisweilen 
nutzen sie kleinere Lager, um medienwirksame Mas-
saker zu veranstalten. Die Interessen der Metropolen 
repräsentieren sich dort ebenfalls. Vor allem die EU 
fi nanziert über internationale Organisationen wie das 
Internationale Rote Kreuz oder das UNHCR den Bau 
und Unterhalt der Lager, um die Fluchtbewegungen 
frühestmöglich im großen Maßstab zu kontrollieren. 
Über die Verteilung von Hilfsgütern wird eine Kon-
zentration der vielen spontanen Flüchtlingstracks auf 
wenige, kontrollierbare Punkte erreicht, an denen 
große Menschenmengen gesammelt und am nack-
ten Leben erhalten werden. Ziel ist die »heimatnahe 
Unterbringung« (Schily) von Flüchtlingen, also das 
Verhindern einer unkontrollierten Weiterreise, die am 
Ende in der EU enden könnte. Lager sind insofern die 
Vorstufe so genannter Regionaler Schutzzonen (Re-
gional Protection Areas, RPA). Diese gehen auf ein 
Konzept der britischen Flüchtlingsabwehr3 zurück, 
welches von der EU zunächst abgelehnt wurde, seit-
dem aber kontinuierlich umgesetzt wird. Regionale 
Schutzzonen sollen vom Militär in Zusammenarbeit 
mit NGOs in Kriegsgebieten und ihren Nachbarstaa-
ten errichtet und bewacht werden. Ziel ist nicht nur 
wie bei den bisherigen Lagern das frühe Abfangen 
von Flüchtlingen. Auch Flüchtlinge, die bereits die 
EU erreicht haben, sollen zukünftig in diese Schutz-
zonen zurück abgeschoben werden können, diese gel-
ten also als eine Art sicherer Drittstaat. RPAs stellen 
zudem einen guten humanitären Vorwand dar, Mili-
tär in eine Krisenregion zu entsenden und Gebiete zu 
kontrollieren.

1. Ein Krieg gegen Flüchtlinge?

Helmut Dietrich und Harald Glöde vertreten bereits 
2000 in ihrem Buch »Kosovo – Der Krieg gegen die 
Flüchtlinge« die These, der NATO-Krieg gegen Ju-
goslawien sei von den westeuropäischen Regierun-
gen unter anderem geführt worden, um mittels militä-
rischer Präsenz die Migrationsrouten über den Balkan 
blockieren und eine Massenfl ucht aufgrund der dorti-
gen Konfl ikte verhindern zu können. Schon im Vor-
feld wurde die Zusammenarbeit der Sicherheitsorga-
ne der EU-Staaten durch Informationsaustausch über 
Routen der Migration und Strategiekonferenzen mit 
internationalen Organisationen zu deren Kontrolle in-

tensiviert. Dabei habe sich die Idee durchgesetzt, die 
Routen zu blockieren und auf dem Balkan Protektora-
te (»Save Havens«) zu errichten, in denen Flüchtlin-
ge abgefangen und wohin sie umgeleitet oder abge-
schoben werden können. Dies habe die Entscheidung, 
einen Krieg zu führen, auf Seiten der europäischen 
NATO-Partner zumindest begünstigt.

Die Strategie, welche Helmut Dietrich und Harald 
Glöde für den Balkan beschreiben, ist mittlerweile in 
Bezug auf viele Migrationsrouten und Konfl ikte zu 
beobachten. Im Zentrum der EU werden abgefangene, 
abgegriffene und asylsuchende MigrantInnen über die 
Umstände und Wege ihrer Flucht befragt. Die Daten 
werden gesammelt, ausgewertet und entlang der sich 
dabei herauskristallisierenden Routen wird eine Zu-
sammenarbeit mit den jeweiligen Sicherheitsorganen 
forciert: Schulung durch BGS-Beamte (heute Bundes-
polizei), gemeinsame Forschung und Sammlung von 
Daten, gemeinsame Patrouillen mit und technische 
Ausrüstung von Grenzpolizeien sowie die Finanzie-
rung von Lagern. In fast allen Konfl iktregionen, die 
fünfstellige Vertriebenenzahlen hervorbringen, sind 
internationale Organisationen wie das Internationale 
Rote Kreuz und das UNHCR tätig, um einerseits ein 
bevölkerungspolitisches Migrationsmanagement im 
Sinne ihrer Financiers zu betreiben und andererseits 
humanitäre Mindeststandards auszuhandeln. Sie wer-
den im Wesentlichen aus den Metropolen fi nanziert. 
Staatliche wie EU-weite Sicherheitsorgane werden in 
ihre Planung einbezogen und können auf deren Infor-
mationen zurückgreifen. Dies forcierte eine ohnehin 
zunehmende Verquickung auch zwischen staatlichem 
Militär und ursprünglich humanitären Organisatio-
nen, bei der die Initiative natürlich bei der bewaffne-
ten Seite bleibt.

Wenn die USA oder die EU einen Krieg ankündi-
gen und ihre Truppen in den Nachbarländern zusam-
menziehen, beschleunigen humanitäre Organisatio-
nen in diesen Ländern den Aufbau von Lagern. Dass 
die Grenzen zu den angegriffenen Ländern oder zu 
Krisenregionen militärisch abgesichert und bewusst 
Korridore in Nachbarstaaten geöffnet werden, ent-
spricht nicht nur bevölkerungspolitischem Kalkül, 
sondern auch militärischer Logik: An ihnen werden 
Nachschubwege kontrolliert. Dass die Kontrolle von 
Grenzen aber nach wie vor nur stark eingeschränkt 
möglich ist, zeigen nicht nur der anhaltende internati-
onale Terror im Irak und der fl orierende Drogenhan-
del in Afghanistan, sondern auch die MigrantInnen, 
die trotz aller Abschottung die EU oder ihre sonstigen 
Zielländer erreichen. Je stärker die Grenzen gesichert 
werden, desto klandestinere und vielfältigere Wege 
werden gefunden, um diese zu überwinden, des-
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to mehr Menschen sabotieren sie aus Überzeugung, 
desto höhere Gewinne produzieren Schmuggel- und 
Schleppernetzwerke und eine umfassende Korrupti-
on. So entstehen durch die Abschottung der EU hohe 
Gewinnpotenziale in den Nachbarländern. Einerseits 
erhöhen sich die Preise, die dort ansässige Schlepper 
für den Grenzübertritt verlangen können, andererseits 
werden diese Beträge von den TransitmigrantInnen 
oft zu Niedrigstlöhnen beim vorübergehenden Aufent-
halt in den Nachbarstaaten erarbeitet, was dort hohe 
Profi traten erzeugt. Zudem können die MigrantInnen 
und die Politik ihnen gegenüber als politische Druck-
mittel instrumentalisiert werden: So wurde das Waf-
fenembargo der EU gegenüber Libyen aufgehoben 
und eine Normalisierung der Beziehungen angekün-
digt, um die libysche Grenzpolizei auszurüsten und 
eine gemeinsame Überwachung der Außengrenzen 
zu ermöglichen. Die libysche Regierung hatte kurz 
zuvor (in Folge der spektakulären Rettungsaktion der 
Cap Anamur) bekannt gegeben, in Libyen warteten 2 
Mio. TransitmigrantInnen auf die Weiterreise in die 
EU, und sich bereit erklärt, von der EU Lager auf ih-
rem Territorium bauen bzw. fi nanzieren zu lassen.

2. Die Abschottung der EU

Durch die Schaffung des Schengenraumes und eine 
EU-weite Vereinheitlichung der Visabestimmungen, 
also mit der Öffnung der inneren und der Abschot-
tung der äußeren Grenzen, wurde eine legale Einreise 
für die meisten MigrantInnen und fast alle Flüchtlin-
ge unmöglich gemacht. Dies änderte jedoch weniger 
an der Größenordnung der Migration denn an deren 
Charakter und rechtlichem Status: Die Menschen er-
reichten die EU nicht mehr als »Asylsuchende«, son-
dern als »Illegale«.

Die Unmöglichkeit, Migrationsrouten bereits weit 
außerhalb der EU abzuschneiden, wurde den Regie-
renden spätestens bewusst, nachdem die Cap Anamur 
durch ihre Rettungsaktion die alltäglichen Übertritte 
wie vor allem das alltägliche Scheitern und Sterben 
illegalisierter MigrantInnen an den EU-Außengren-
zen europaweit zum Thema machte. Der deutsche 
und der italienische Innenminister reagierten mit dem 
Vorschlag, Lager in den Maghreb-Staaten zu errich-
ten, um potenzielle MigrantInnen in die EU abzufan-
gen. Dort könnten sie ihren Asylantrag stellen und auf 
ihren Bescheid warten. Diejenigen mit den nötigen 
»Qualifi kationen«4 sollten dann die Möglichkeit zur 

Lager auf Lampedusa
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legalen Einreise erhalten, alle anderen von ihr abge-
halten werden.

Obwohl dieser Vorschlag exterritorialer Lager von 
Kommission und Parlament abgelehnt wurde, wird 
er von den EU-Innenministern kontinuierlich umge-
setzt. Bei ihrem Treffen im Oktober 2004 wurde der 
Aufbau von fünf »Aufnahmezentren für Migranten« 
in Algerien, Libyen, Mauretanien, Marokko und Tu-
nesien beschlossen. Im November 2004 bereiste eine 
Delegation aus Mitarbeitern der Innenministerien und 
Beamten der EU-Grenzpolizeien in Begleitung von 
Interpol im Auftrag der EU-Kommission als techni-
sche Mission Libyen. Sie traf sich dort mit Mitarbei-
tern des libyschen Innen- und Außenministeriums und 
Polizeibeamten, um sie für die EU-Interessen bezüg-
lich illegaler Migration zu sensibilisieren, und besich-
tigte Aufnahme- und Internierungslager, von deren 
Existenz zuvor nicht einmal das UNHCR Kenntnis 
hatte. Obwohl sie zwar über offensichtliche Manipu-
lationen und dennoch katastrophale Bedingungen in 
diesen Lagern berichteten, wurde abschließend insge-
samt die libysche Gastfreundschaft gelobt und eine 
Vertiefung der Zusammenarbeit empfohlen.5

In den östlichen EU-Staaten und ihren Anrainern 
werden seit Jahren solche Auffanglager über Wirt-
schaftsförderungsprogramme gebaut und betrieben.6  
Die exterritorialen Lager haben den Vorteil, dass sie 
nicht dem Recht der EU-Staaten unterstehen und sich 
diese aus der Verantwortung für die dortigen Zustän-
de stehlen können. So hat Libyen nicht die Genfer 
Flüchtlingskonvention unterzeichnet und ist somit 
völkerrechtlich nicht zur Gewährung von Asyl ver-
pfl ichtet. Eine richterliche Überprüfung von abgelehn-
ten Asylanträgen in die EU sowie die obligatorische 
Einzelfallprüfung kann nicht eingefordert werden. 
Die Lager stehen unter vermittelter Kontrolle der EU-
Sicherheitsorgane, aber nicht unter EU-Recht. Das ist 
sicherlich eine Vision mit Zukunft, jedoch existieren 
Prototypen solcher Lager bereits auf dem Territorium 
der EU. So befi ndet sich auf dem Gelände des inter-
nationalen Flughafens Lampedusas, einer zu Italien 
gehörenden Insel im Mittelmeer, ein »Durchgangs-
lager«. Dem UNHCR wurde mehrfach der Zugang 
verweigert, und vor der Ankunft einer Delegation 
des EU-Parlaments wurden die Insassen ausgefl ogen. 
In dem Lager, das offi ziell für 190 Flüchtlinge aus-
gerüstet ist, sind hier bisweilen über 800 Menschen 
eingesperrt. Die hygienischen Bedingungen sind ka-
tastrophal, und der italienische Journalist Fabrizio 
Gatti, der sich im Herbst 2005 in das Lager einge-
schlichen hatte, berichtet von willkürlichen Schlägen 
und gezielten Demütigungen der Flüchtlinge durch 
die Beamten.7  Weder ihre Nationalität noch ihre Asyl-

anträge werden geprüft. Diejenigen, denen unterstellt 
wird, aus Sub-Sahara Afrika zu stammen, werden in 
Massenabschiebungen nach Libyen ausgefl ogen und 
dort wiederum in Lagern untergebracht. Lampedusa 
ist das prominenteste einer ganzen Reihe von Bei-
spielen, die beweisen, dass auch auf dem Territorium 
der EU in Lagern MigrantInnen die fundamentalsten 
Rechte verweigert werden und menschenunwürdige 
Bedingungen herrschen. 

Diese Lager, die beispielsweise als Abschiebege-
fängnisse auch in deutschen Kleinstädten zu fi nden 
sind, bilden einen inneren Ring des einschließenden 
Ausschlusses. Ein zweiter Ring wird in den Anrainer-
staaten aufgebaut, die im Rahmen der europäischen 
Nachbarschaftspolitik, Aufnahmeverhandlungen, bi-
lateraler Abkommen und über Wirtschaftshilfen eben-
so zum Aufbau von Lagern und zur Abschottung ihrer 
Grenzen gedrängt und zu einer Pufferzone ausgebaut 
werden. Eine wichtige Rolle spielen dabei Beamte der 
deutschen Bundespolizei, die als Dokumentenberater 
ins Ausland entsandt werden, um dortige Grenzbeam-
te und Flughafenangestellte in der Illegalisierung und 
Sortierung von MigrantInnen und Flüchtlingen zu 
schulen und zu unterstützen. Die Praxis des ausschlie-
ßenden Einschlusses wird über Angriffskriege und In-
terventionen bis in die Konfl iktregionen ausgedehnt. 
Der Aufbau überdimensionierter militärisch kontrol-
lierter Lager und die Vision regionaler Schutzzonen 
sind außerdem der Versuch, die Macht und Souverä-
nität der EU über deren territoriale Grenzen hinaus 
polizeilich und militärisch auszudehnen und Gebiete 
zu schaffen, die zwar der Kontrolle, aber nicht dem 
Recht der EU unterliegen.

3. Widersprüche der EU-Migrationspolitik

Wenn die These von der Autonomie der Migrati-
on zutrifft,8  könnte dieser Schuss leicht nach hinten 
losgehen. Sie geht davon aus, dass Migration rela-
tiv unabhängig von nationalstaatlichen Grenzen und 
Gesetzgebungen stattfi ndet und sich auch durch in-
ternationale Regime und Organisationen nicht steu-
ern oder unterbinden lässt. Repressive Maßnahmen 
und Illegalisierung führen demnach in erster Linie zu 
klandestineren, heimlicheren Formen der Migration. 
Fluchthelfer werden kriminalisiert, und es entstehen 
internationale Korruptionsräume. Die Illegalisierung 
ganzer Bevölkerungsgruppen innerhalb der EU un-
tergräbt Übersicht und Autorität der hiesigen Sicher-
heitsorgane. Entlang der Sicherheitskorridore der EU 
in die Konfl iktregionen bildet sich ein internationales 
Netzwerk kommerziellen und ideellen Schmuggels, 
das tatsächlich eines Tages zum Sicherheitsproblem 
für die EU werden könnte.
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Die zunehmende Überwachung und Abschottung 
der EU hat im Sommer 2005 eine neue Form der Mi-
gration hervorgebracht. Nachdem der heimliche ille-
gale Grenzübertritt in die spanischen Exklaven Ceuta 
und Mellila immer schwieriger wurde, wagten die 
Flüchtlinge und MigrantInnen zunehmend den kollek-
tiven, offenen, illegalen Grenzübertritt. Dabei wurde 
das Feuer auf sie eröffnet – mindestens elf Menschen 
sind dabei bislang umgekommen – und Militär an die 
Außengrenzen entsandt, um sie gegen Zivilisten zu 
verteidigen. Hierdurch gerieten die Verhältnisse der 
EU-Migrationspolitik in die Reichweite europäischer 
Öffentlichkeiten. Flüchtlinge werden nicht nur ver-
trieben und ertrinken versehentlich im Mittelmeer, 
sondern entscheiden sich auch bewusst, einem Konf-
likt zu entfl iehen, ggf. zu desertieren und ein besseres 
Leben zu suchen. Sie begegnen dabei Polizisten und 
Soldaten, die sie mit Waffengewalt in Lager zwingen, 
oder müssen ihr Leben bei riskanten Überfahrten in 
Schlauchbooten aufs Spiel setzen, um nicht von Ra-
dargeräten erfasst und aufgebracht zu werden und sich 
in den unerträglichen Bedingungen wiederzufi nden, 
denen sie entfl ohen sind. Die aktive Gewalt gegen 
Flüchtlinge, die in den Herkunfts- und Transitländern 
Alltag ist, ist an den EU-Außengrenzen und vor den 
Augen der europäischen Öffentlichkeiten angekom-
men (und pfl anzt sich, weniger offensichtlich, in der 
EU fort).

Dies ist ein moralisches Problem für die EU-Au-
ßenpolitik, die ihr zunehmendes militärisches Enga-

gement weltweit häufi g humanitär zu begründen ver-
sucht. So wird die »Verantwortung zum Schutz« der 
Individuen als Anlass genommen, das Völkerrecht 
auszuhebeln und in anderen Staaten zu intervenieren.9 
Um weltweit »Menschliche Sicherheit« zu garantie-
ren, soll die EU neue zivil-militärische Einheiten auf-
stellen, die als eine Art Weltpolizei fungieren sollen.10 
Dieser Anspruch, die militärische Machtausdehnung 
mit dem Schutz von Individuen legitimieren zu wol-
len, wird durch die Schüsse auf Schutzsuchende an 
den Außengrenzen ad absurdum geführt.

Den größten Widerspruch der EU-Migrationspolitik 
scheint jedoch ihr immenser Bedarf an Zuwanderung 
darzustellen. So kommt es bei der Vereinheitlichung 
des EU-Grenzregimes immer wieder zu Querelen 
zwischen den Staaten, die stark an Abschottung inte-
ressiert sind (Deutschland, UK), und denjenigen, die 
ökonomisch, vor allem im Landwirtschaftssektor, un-
mittelbar abhängig von Arbeitsmigration sind (Spani-
en, Griechenland). Formal setzen sich erstere zumeist 
durch und erzwingen eine zunehmende Abschottung 
der Außengrenzen, die aber wiederum durch Anwei-
sungen an das Grenzpersonal oder Legalisierungs-
programme im nationalen Rahmen umgangen wird. 
Vor allem das EU-Parlament sieht sich angesichts 
öffentlicher Aufmerksamkeit oft zu schönen Worten 
und einer Ablehnung weiterer repressiver Maßnah-
men gezwungen, die dessen ungeachtet vom Rat der 
EU-Innenminister oder anderen nicht demokratisch 
kontrollierten Gremien durchgesetzt werden.

Lager auf Lampedusa
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4. Die ökonomische Dimension

Die neoliberale Wirtschaftsideologie, nach deren Vor-
gaben sich die Politik derzeit im Wesentlichen richtet, 
tritt in ihrer Reinform für eine Mobilität aller Produk-
tionsfaktoren, also nicht nur für die Mobilität von Ka-
pital, sondern auch für die Mobilität von Arbeitskraft 
ein (was zu einer weltweiten Angleichung der Pro-
fi traten und Lohnniveaus führen soll). Für das Kapital 
– also auch Produktionsmittel – und Waren ist die-
se Mobilität von politischer Seite mittlerweile weit-
gehend hergestellt, wodurch die Regierungen einen 
Großteil ihrer (wohlfahrts-)politischen Handlungsfä-
higkeit abgegeben haben. Durch die Gestaltung des 
globalen und nationalen Arbeitsmarktes mittels Be-
völkerungspolitik kann hingegen weiterhin Einfl uss 
auf die Produktionssphäre genommen und können 
Wohlstandsgefälle aufrecht erhalten werden. Dies 
lässt sich am Beispiel sozialer Sicherungssysteme 
deutlich machen: Die Überalterung der Gesellschaf-
ten innerhalb der EU drängt die Politik zum Abbau 
bzw. zur Aufgabe umlagefi nanzierter Rentensysteme 
und zu deren Privatisierung und Ökonomisierung. 
Die Alternative hierzu stellt der Zuzug junger Ar-
beitskräfte dar, die legal beschäftigt werden und in 
die Rentenkassen einzahlen. Der Effekt auf die sozi-
alen Sicherungssysteme ist am größten, wenn diese 
Arbeitskräfte gut bezahlt werden, und am dauerhaf-
testen, wenn sie wiederum Nachwuchs hervorbringen 
oder im Alter das Land wieder verlassen. Da informel-
le Beschäftigung keinen Beitrag zur Finanzierung der 
sozialen Sicherungssysteme leistet, sind Illegalisierte 
in dieser Hinsicht nicht von Interesse. Der Sachver-
ständigenrat Wirtschaft11  der Bundesrepublik fordert 
allerdings schon seit Jahren, ebenso wie europaweit 
Arbeitgeberverbände und die Lissabon-Strategie,12  
die politischen Rahmenbedingungen für einen Niedri-
glohnsektor zu schaffen. Durch die Abschaffung bzw. 
die Nichteinführung eines Mindestlohns und die wei-
tere Senkung der Lohnnebenkosten könne Wachstum 
erzeugt werden, indem neue Produkte und Dienstleis-
tungen angeboten würden, die bei höherem Lohnni-
veau keine Profi te abwerfen bzw. auf keine Nachfrage 
treffen würden. Idealerweise kann eine Arbeitskraft 
im Niedriglohnsektor jederzeit eingestellt und ent-
lassen werden und muss zu jedem Lohn arbeiten, da 
sie keinen Anspruch auf soziale Grundsicherung hat. 
Diese Bedingungen erfüllen illegalisierte MigrantIn-
nen, die auch für verschiedene legale Wirtschaftssek-
toren mittlerweile unersetzlich geworden sind.

Mary Kaldor weist in ihrem Buch »Neue und alte 
Kriege« darauf hin, dass sich durch unterschiedliche 
Ausstattung und Bewegungsfreiheit mittlerweile zwei 
globale Klassen herausgebildet haben: »Auf der einen 

Seite stehen die Angehörigen der globalen Klasse, die 
über Englischkenntnisse verfügen, Zugang zu Fax, 
E-Mail und Satellitenfernsehen haben, mit Dollar, D-
Mark oder Kreditkarten ausgestattet sind und reisen 
können, wohin sie wollen; auf der anderen Seite be-
fi nden sich jene, die von globalen Prozessen ausge-
schlossen sind; die von dem leben, was sie verkaufen 
oder eintauschen können oder an humanitärer Unter-
stützung erhalten; deren Bewegungsfähigkeit durch 
Straßensperren, Visa und hohe Reisekosten begrenzt 
ist und die von Belagerungen, erzwungenen Hungers-
nöten, Landminen und ähnlichem bedroht sind.«13  

Diese Klassen lassen sich im Migrationsregime der 
EU wiederfi nden und werden durch dieses (re-)produ-
ziert, wobei sich Zwischenformen fi nden. So gibt es 
sicherlich eine kosmopolitische Klasse politischer und 
wirtschaftlicher Eliten, die mit den nötigen Papieren 
ausgestattet ist, um legal in allen Staaten ein- und aus-
reisen zu können (jedoch weltweit in Armenvierteln 
und Slums ebenfalls auf No-Go-Areas treffen). Doch 
bereits die Oberschichten vieler wohlhabender und al-
ler ärmeren Staaten werden durch Visabestimmungen 
und Greencard-Programme in ihren Möglichkeiten 
zur legalen Migration beschränkt. Mit Studentenvisa 
und Greencards werden Menschen als Humankapital 
für den legalen Arbeitsmarkt angeworben, ihre Auf-
enthaltsdauer wird aber beschränkt, und sie werden 
von Sozialleistungen ausgeschlossen. Ihnen stehen 
allerdings Möglichkeiten zu langfristigem Aufenthalt 
und Einbürgerung offen, die wesentlich von ihrem 
wirtschaftlichen Nutzen (Beschäftigungsverhältnis) 
und ihrer Integrationsfähigkeit (Ehe, Sprachkenntnis-
se) abhängen. Diese Visa und entsprechende Beschei-
nigungen lassen sich jedoch auch informell, aber mit 
Tolerierung der Behörden erwerben, wenn das not-
wendige Ausgangskapital vorhanden ist (dies gilt z.B. 
für MigrantInnen, die aus den gehobenen Schichten 
ärmerer Länder kommen und eine bezahlte Schein-
ehe im Zielland eingehen). Diejenigen hingegen, die 
gar nichts haben, wie etwa die (Kriegs-)Flüchtlinge, 
werden vertrieben, in Lager gesteckt und illegalisiert. 
Auf diese Weise schaffen Kriege in Verbindung mit 
der Migrationspolitik der reichen Staaten ein globales 
Subproletariat, das nach den Wünschen der EU-Si-
cherheitspolitiker in Lagern jenseits der Außengren-
zen interniert und bei Bedarf in Kontingenten zu Ar-
beiten im Niedriglohnsektor vorübergehend in die EU 
importiert werden kann. Diejenigen, die es schaffen, 
illegal einzureisen, putzen nachts die Büros, arbei-
ten in Bordellen, auf Baustellen und in den Küchen 
von Schnellrestaurants; sie erwirtschaften Profi t ohne 
jegliche soziale Absicherung und sind ständig mit 
der Gefahr konfrontiert, eingesperrt und abgescho-



Diese Studie entstand im Rahmen des 
Projektes „Nein zu dieser EU-Verfassung! 
Ja zu fairer Entwicklungskooperation!“, 
das vom Evangelischen Entwicklungsdienst 
(EED) großzügig unterstützt wird.  Weitere 
Texte des Projektes finden sich unter 
www.imi-online.de/EU-Projekt/

ben zu werden. Die Illegalisierung 
von MigrantInnen und Flüchtlingen 
setzte zeitgleich mit der Forderung 
der Wirtschaftsverbände nach der 
Schaffung eines Niedriglohnsektors 
ein und entrechtete einen Teil der 
Beschäftigten. Thomas Hohlfeld und 
Dirk Vogelskamp stellen am Ende 
ihres Artikels »Der Krieg gegen die 
trikontinentale Massenarmut – Mig-
ration, Flucht und die Rückkehr der 
Lager«14  die Frage, ob MigrantInnen 
nicht die »Avantgarde der globalen 
Modernisierung« seien. Spätestens 
seitdem die Hartz-Gesetze und euro-
paweit die Sozialreformen nun auch 
die gemeldeten Arbeitslosen in ähnli-
che Beschäftigungsverhältnisse zwin-
gen, bei gleichzeitiger Einschränkung 
ihrer Freizügigkeit und Grundversor-
gung sowie der Illegalisierung von 
Nebenbeschäftigungen, muss klar 
sein: Illegalisierte MigrantInnen und 
Flüchtlinge sind Prototypen eines ent-
rechteten globalen Sub-Proletariats. 
Höchste Zeit, sich zu solidarisieren: 
Welcome all Refugees from Capita-
list War!
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